
mit fortschrittlichen Urteilen überschwemmt worden 
sind — hat gezeigt, wie man es machen soll; der Kri­
tiker Prothmann zeigt, wie es nicht gemacht werden 
darf.

Dem Ergebnis des Amtsgerichts und seiner Begrün­
dung könne „aus Rechtsgründen nicht gefolgt werden, 
ohne daß es auf eine Erörterung von Weltanschauung 
und Staatsauffassung“ ankomme, meint Prothmann. 
Da haben wir es! Da haben wir in einem einzigen Satz 
die ganze Misere der Deutschen Justiz der Vergangen­
heit, dieser Justiz, die „aus Rechtsgründen“ mit ihren 
Urteilen dem Dritten Reich den Weg bereitete, die 
„aus rein rechtlichen Erwägungen“ die Befürworter 
und Förderer einer demokratischen Entwicklung an die 
Wand drückte und den Kräften der Reaktion zum Siege 
verhalf, und die die Helden der demokratischen Frei­
heit in die Zuchthäuser schickte und aufs Schafott, — 
„von Rechts wegen“. Da haben wir die ganze „Unab­
hängigkeit“ und „Gesetzgebundenheit“ der Richter, die 
„Rechtsstaatlichkeit“ ältester Prägung, den Gesetzes­
positivismus, wie er war, wie er blühte und wie er zu­
letzt das wirkliche Recht mit Paragraphen totschlug. 
Nur der „unpolitische“ Richter, wie ihn uns die unselige 
Entwicklung der deutschen Justiz bescherte, konnte 
solches Unheil anrichten. Nur er konnte in jenem be­
rüchtigten Magdeburger Urteil feststellen, daß der erste 
Präsident der ersten Deutschen Republik beim Muni­
tionsarbeiterstreik des Jahres 1917 „objektiv Landes­
verrat begangen“ hatte; nur er konnte es im Jahre 
1932 dazu kommen lassen, daß Hitler vor dem Reichs­
gericht seinen berüchtigten „Legalitätseid“ schwor und 
daß so die Ansichten und Argumente eines Verbrechers 
der Rechtsprechung des höchsten deutschen Gerichts 
zugrunde gelegt wurden; nur er konnte im Sommer 
1932 jenes Urteil des Staatsgerichtshofs fällen, durch 
das praktisch die Verfassung von Weimar erledigt und 
die faschistische Diktatur in Deutschland besiegelt 
wurde. Nur „unpolitische Richter“ können auch heute, 
nach diesem totalen nationalen Zusammenbruch des 
Jahres 1945, in Deutschland noch Urteile fällen, wie 
sie aus dem Westen uns fast täglich erreichen, Urteile, 
in denen unter Berufung auf den Buchstaben des Ge­
setzes sachlich nicht Recht, sondern Unrecht gespro­
chen wird. „Befehl ist Befehl“, und deshalb werden 
Mörder glimpflich behandelt, die im Lager ausländische 
Zwangsarbeiter auf Anordnung ihrer Oberen erhäng­
ten; „Gesetz ist Gesetz“, und deshalb wird der Erz­
berger-Mörder Tillessen in Freiburg von einem deut­
schen Gericht unter Berufung auf die Amnestie frei­
gesprochen, die der Verbrecher Hitler am „Tage von 
Potsdam“ für seine Mitverbrecher verkündete; „Fah­
nenflucht bleibt Fahnenflucht“, und deshalb werden in 
Bremen Deutsche noch heute wegen Fahnenflucht ins 
Gefängnis geschickt.

Wir wollen keine „unpolitischen Richter" mehr, wir 
wollen im neuen Deutschland keine Richter mehr, die 
es „auf eine Erörterung von Weltanschauung und 
Staatsauffassung nicht ankommen“ lassen wollen. Wir 
wollen Richter, die wissen, daß jeder Richterspruch 
eine politische Tat ist, und die an die Auslegung des 
Gesetzes mit dem Bewußtsein herangehen, daß nur 
eine antifaschistische, antinationalsozialistische und 
antimilitaristische Grundhaltung eine richtige Gesetzes­
auslegung gewährleistet.

Gesetze hinken der Entwicklung der gesellschaft­
lichen Verhältnisse nach. Für den, dem die Wahrheit 
der Lehre vom historischen und dialektischen Materia­
lismus aufgegangen ist, bedarf es keines Beweises mehr 
für die Richtigkeit dieser Erkenntnis. Aber auch dem 
bürgerlich Denkenden sollte seine eigene geschichtliche 
Erfahrung die Wahrheit dieses Satzes beweisen. Ist 
dem aber so, dann muß es um so mehr Aufgabe des 
neuen, demokratischen Richters sein, durch seine Recht­
sprechung zu zeigen, daß er den Sinn der Entwicklung 
verstanden hat. Er muß auch auf dem Boden des ge­
schriebenen und überkommenen Rechts der Entwick­
lung zum neuen Recht den Weg bereiten. Das heißt 
nicht, daß von ihm verlangt werde, g e g e n  das Gesetz 
zu handeln; es bleibt dabei: Der Richter ist an das 
Gesetz gebunden. Das heißt aber wohl, daß er die im 
geschriebenen Gesetz gegebenen Möglichkeiten zu einer 
progressiven Gestaltung seiner Rechtsprechung auszu­
nutzen verpflichtet ist. Das Gesetz gibt viele solcher 
Möglichkeiten, Generalklauseln, Begriffe wie „Treu und 
Glauben“ oder „Verkehrssitte“ (§§ 157, 242 BGB) sind 
auslegungsfähig, und ihre bisherige Auslegung ist in

zahllosen Fällen abänderungsbedürftig. Sie mit neuem 
Geist zu erfüllen, ist Aufgabe der neuen Richter in 
Deutschland. — Zu den Vorschriften, die bei der Er­
neuerung des deutschen Rechtsdenkens dienlich sein 
können, gehören auch die Bestimmungen des Gesetzes, 
bei denen der „Verstoß gegen die guten Sitten“ eine 
Rolle spielt.

Worum handelt es sich in unserm Fall? Ganz ein­
fach um die Frage, ob aus den im Nazi-Reich und 
während des Nazi-Krieges abgeschlossenen Verträgen 
auf Lieferung von Kriegsmaterial heute noch geklagt 
werden kann, und ob, falls solche Verträge einseitig 
erfüllt worden sind, dem Leistenden gegen den Emp­
fänger ein Rückforderungsanspruch zusteht. Das Amts­
gericht Wedding verneint beide Fragen: es erklärt den 
Kriegslieferungsvertrag wegen Verstoßes gegen die 
guten Sitten für nichtig (§ 138 BGB) und hält dem 
Bereicherungsanspruch desjenigen, der einseitig gelei­
stet hat, die Vorschrift des Gesetzes entgegen, wonach 
die Rückforderung ausgeschlossen ist, wenn der Lei­
stende durch die Leistung gegen die guten Sitten ver­
stoßen hat (§ 817 Satz 2 BGB). Mir scheint das eine 
vernünftige Entscheidung. Man frage einmal einen ein­
fach, klar und anständig denkenden Menschen auf der 
Straße, was er dazu sagte, wenn heute noch in Deutsch­
land aus einem — sagen wir im November 1944 ge­
schlossenen — Vertrag Ansprüche auf Lieferung von 
Zubehörteilen zur Fertigung der deutschen Wunder­
waffe „V X“ oder auf Lieferung einer Gaskammer für 
ein Kriegsgefangenenlager geltend gemacht würden, 
oder wenn auf Zahlung von im April 1945 vertrags­
mäßig gelieferten Panzerfäusten oder Handgranaten 
geklagt würde. Er würde sich an den Kopf fassen, 
aber nicht, weil er im ersteren Fall den Vertrag, aus 
dem geklagt werden soll, für gültig aber (leider) ver­
boten und deshalb nicht mehr ausführbar hält (Un­
möglichkeit der Leistung, § 275 BGB), sondern weil er 
es in jedem Falle für eine „Schweinerei“ hielte, wenn 
heute noch Kriegsmaterial-Lieferungsverträge erfüllt 
werden müßten; solche Verträge hält er für sitten­
widrig und deshalb für nichtig (§ 138 BGB). Man frage 
denselben Mann oder dieselbe Frau, ob der Käufer von 
Kriegsmaterial, der vor dem Zusammenbruch bezahlt, 
aber noch nicht geliefert erhalten hat, heute sein Geld 
zurückverlangen kann, oder ob der Lieferant von 
Kriegswerkzeug, der geliefert aber noch nicht bezahlt 
erhalten hat, heute das Gelieferte zurückfordern kann, 
weil der Gegner ja auf seine Kosten ungerechtfertigt 
bereichert sei. Sie würden einen solchen Anspruch eben­
so entschieden ablehnen, aber wiederum nicht, weil die 
Erfüllung der Forderung in letzterem Falle unmöglich 
oder verboten ist, sondern weil es in beiden Fällen 
gegen ihr Empfinden, also „gegen Treu und Glauben“ 
verstößt, wenn bei beiderseitiger Unsittlichkeit der eine 
vom andern die gemachte Leistung zurückfordert (§ 217 
Satz 2 BGB). „In pari turpitudine melior est causa 
possidentis“, sagt der Jurist; die von mir befragten 
Männer und Frauen aus dem Volke sagten: „Wer hat
— hat“, oder drückten sich im Hinblick auf den Cha­
rakter des Lieferungsgeschäfts noch erheblich drasti­
scher aus.

Genau so hat das Amtsgericht entschieden. Proth­
mann wendet sich „aus Rechtsgründen“ dagegen. Unter 
Anführung zahlreicher Entscheidungen des Reichs­
gerichts meint er, die Frage, ob ein Rechtsgeschäft 
wegen Verstoßes gegen die guten Sitten nichtig sei, 
müsse „nach den tatsächlichen, rechtlichen und sitt­
lichen Verhältnissen beurteilt werden, die zur Zeit sei­
nes Abschlusses herrschten“; damals aber, im Nazi- 
Krieg, sei niemandem in Deutschland bekannt gewesen, 
daß später einmal die deutschen Kriegsverbrecher ab­
geurteilt würden, und der Versuch eines Nachweises, 
ob und inwieweit die am Kriegslieferungsgeschäft Be­
teiligten alle heute der nationalsozialistischen Regie­
rung zum Vorwurf gemachten Einzelheiten und damit 
den Charakter dieses Krieges als Angriffskrieg kann­
ten, müsse „die Rechtssicherheit gefährden und Rechts­
streitigkeiten herbeiführen“. — Ist das richtig? Nein, 
es ist falsch! Es hat keinen erwachsenen Deutschen 
gegeben, der den internationalen Kriegsächtungspakt 
(Kellog-Pakt) nicht kannte; es hat genügend Deutsche
— ihre Zahl geht in die Millionen — gegeben, die seit 
Kriegsbeginn trotz nazistischen Verbots „Feindsender“ 
abhörten und dabei erfuhren, daß die Kriegsverbrecher 
nach Kriegsende zur Verantwortung gezogen werden 
würden, und die sehnlichst darauf warteten,- daß dies
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